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Arbeitsgesetz-
Verordnung ändert 
sich per 
1. Januar 2016 
 
Die Regelung zur Arbeits-
zeiterfassung wird per 
1.1.2016 angepasst. Neu 
kann auf die Arbeitszeiter-
fassung verzichtet werden, 
sofern folgende Bedingun-
gen kumulativ erfüllt sind: 
 
1. Auf die Arbeitszeiterfas-
sung soll verzichtet wer-
den können bei Mitarbei-
tenden mit einem AHV-
pflichtigen Lohn von über 
Fr. 120‘000 inkl. Boni, 
welche über sehr grosse 
Arbeitszeitsouveränität 
verfügen. Als Arbeitszeit-
souveränität gilt, wenn 
über mindestens ein Vier-
tel der Arbeitszeit frei ver-
fügt werden kann. 

Der Arbeitgeber muss fol-
gende Dokumente vorle-
gen können: 

- Individuelle Verzichts-
erklärung jedes be-
troffenen Mitarbeiters 

- Verzeichnis mit Lohn-
angaben der Mitarbei-
ter, die auf die Arbeits-
zeiterfassung verzichtet 
haben 

- Branchen- oder Unter-
nehmens-GAV. 

 
2. Die vereinfachte Ar-
beitszeiterfassung, d.h. 
das Notieren der täglichen 

Arbeitszeit, kann für Ar-
beitnehmende mit gewis-
ser Zeitsouveränität durch 
eine Vereinbarung mit der 
Arbeitnehmerschaft erfol-
gen.  

Es gibt keine Vorschrift, in 
welcher Form die Arbeits-
zeit erfasst werden muss. 
Beginn, Pausen und Ende 
der Arbeitszeit müssen 
nicht erfasst werden, nur 
die Anzahl der Arbeits-
stunden. 

Zusätzlich müssen Endjah-
resgespräche durchgeführt 
und dokumentiert werden, 
in welchen das Thema der 
zeitlichen Arbeitsbelastung 
besprochen wird. 

Der Verzicht auf die Erfas-
sung der Arbeitszeit kann 
sowohl vom Arbeitgeber 
als auch vom Arbeitneh-
mer jährlich per Ende Jahr 
widerrufen werden. (Quel-

le: SECO) � 
 
 
 

Fristlose Entlassung 
nach Weindiebstahl 
zulässig 
 
Ein langjähriger Angestell-
ter eines Restaurants wur-
de fristlos entlassen, weil 
er eine Flasche Wein stahl. 
Das Arbeitsgericht und das 
Kantonsgericht des Kanton 
Genf gaben seiner Klage 
gegen die fristlose Kündi-
gung recht, weil die Fla-
sche Wein von geringem 

Wert und eine fristlose 
Entlassung unverhältnis-
mässig sei. 

Das Bundesgericht hinge-
gen war anderer Meinung: 
Der Wert der gestohlenen 
Sache sei irrelevant, weil 
auch der Diebstahl einer 
unwichtigen Sache das 
Vertrauen des Arbeitge-
bers zerstören könne. Da-
ran ändere auch das lang-
jährige Arbeitsverhältnis 
nichts. (Quelle: BGE 

4A_228/2015 vom 29.9. 

2015) � 

 
 
 

Umgang mit Lohn-
bestandteilen, die 
erst im Folgejahr 
ausbezahlt werden 
 
Lohnzahlungen für das ak-
tuelle Jahr x gehören, so-
fern ihre Höhe bekannt 
ist und die Bezahlung 
nicht gefährdet ist, in den 
Lohnausweis des aktu-
ellen Jahres x, auch 
wenn die Bezahlung erst 
im Folgejahr erfolgt. 

Beispiele dafür sind: VR-
Entschädigungen, Ab-
gangsentschädigungen 
und Gratifikationen.  

Diese Forderungen sind 
bei der Entstehung des 
Rechtsanspruchs im Lohn-
ausweis zu bescheinigen. 

Wird die Höhe der Lohn-
zahlung zum Beispiel auf-
grund einer Gewinnbeteili-
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gung erst nach der Erstel-
lung des Jahresabschlus-
ses im Folgejahr be-
kannt, so kann der Lohn-
bestandteil zum Zeitpunkt 
des Zuflusses bescheinigt 
werden, also im Folgejahr. 

Vielfach gilt dies für vari-
able Lohnbestandteile 
wie ein Bonus, eine Ge-
winnbeteiligung oder frei-
willige Sondervergütun-
gen. � 
 
 
 

Kein Recht auf Bo-
nus bei der Formu-
lierung «Sie sind 
berechtigt, ...» 
 
Das Bundesgericht ent-
schied, dass die Vertrags-
klausel «Sie sind berech-

tigt, an einem allfälligen 

'Management Staff Bonus 

Scheme' teilzunehmen» 
nicht genüge, um einen 
vertraglichen Anspruch auf 
Gratifikation zu erhalten. 
Auch eine Modellberech-
nung für den Zielbonus auf 
der letzten Seite des Ar-
beitsvertrags ändere daran 
nichts, entschied das Ge-
richt. (Quelle: BGE 

4A_149/2014 vom 18.8. 

2014) � 
 
 
 

Widerrufsrecht bei 
Telefonverkäufen 
per 1. Januar 2016 
in Kraft 
 
Ab dem 1. Januar 2016 
gilt bei Telefonverkäufen 
ein Widerrufsrecht von 14 
Tagen.  

Bisher bestand nur bei so-
genannten Haustürge-
schäften und ähnlichen 
Verträgen ein gesetzliches 
Widerrufsrecht von 7 Ta-

gen. Mit dem Inkrafttreten 
der Änderung des Obliga-
tionenrechts wird das Wi-
derrufsrecht auf Telefon-
geschäfte ausgedehnt. Die 
verlängerte Widerrufsfrist 
von 14 Tagen gilt auch für 
Konsumkreditverträge. � 

 
 
 

Neuer Steuerabzug 
für Aus- und Wei-
terbildungskosten  
 
Ab dem 1. Januar 2016 
werden neu nicht nur Wei-
terbildungskosten, son-
dern auch berufliche Aus-
bildungskosten ab der Se-
kundarstufe II, ein-
schliesslich der Umschu-
lungskosten, zum Abzug 
zugelassen. Dadurch ent-
fällt die Unterscheidung 
zwischen Aus- und Weiter-
bildungskosten, die in der 
Vergangenheit immer wie-
der zu Problemen mit der 
Steuerbehörde geführt 
hat. Die Erstausbildung ist 
weiterhin nicht abzugsfä-
hig.  

Der Abzug ab 2016 bei der 
Bundessteuer ist auf ma-
ximal 12‘000 Franken be-
grenzt. Die Kantone kön-
nen die Obergrenze für die 
kantonalen Steuern selber 
festlegen. � 

 
 
 

Das Recht auf 
schriftliche Kündi-
gungsbegründung – 
Vorsicht bei 
Formulierungen 
 
Im schweizerischen Ar-
beitsrecht gilt der Grund-
satz der Kündigungsfrei-
heit.  

Um ein Arbeitsverhältnis 
zu kündigen, muss kein 

besonderer Kündigungs-
grund vorliegen. Trotzdem 
darf nicht missbräuchlich 
gekündigt werden. Eine 
missbräuchliche Kündi-
gung ist aber gültig und 
sie kann vom Richter mit 
einer Entschädigungszah-
lung von bis zu 6 Monats-
löhnen sanktioniert wer-
den. 

Der Arbeitnehmer hat das 
Recht, eine schriftliche 
Begründung der Kündi-
gung zu verlangen. Dies 
bietet ihm die Möglichkeit 
zu beurteilen, ob die Kün-
digung missbräuchlich war 
oder nicht. Auch der Ar-
beitgeber hat das Recht, 
von seinem Mitarbeiter ei-
ne schriftliche Kündi-
gungsbegründung zu ver-
langen. 

Verlangt eine Partei eine 
schriftliche Begründung 
der Kündigung, so muss 
diese wahr und voll-
ständig sein und ist in-
nerhalb von ein bis zwei 
Wochen vorzulegen.  

Die Gründe zur Kündigung 
sind sorgfältig zu formulie-
ren. Emotionen und sub-
jektive Empfindungen ge-
hören nicht in eine Be-
gründung. Die Begründung 
darf auch nicht falsch sein. 
Abstrakte Formulierungen 
wie «Unzuverlässigkeit, 
Unfreundlichkeit» oder 
«schlechte Pflichterfül-
lung» sind zu wenig spezi-
fisch. Es empfiehlt sich, 
ehrlich zu sein und keine 
unwahren Angaben wie 
«Kündigung aus betriebli-
chen Gründen» anzuge-
ben, obwohl ein Arbeit-
nehmer aufgrund seiner 
schlechten Leistungen ent-
lassen wurde. Der Grund 
«schlechte Leistung» muss 
nachgewiesen werden 
können, falls ein Arbeits-



gericht über die Kündigung 
urteilen wird. 
Der Arbeitgeber muss die 
Kündigungsgründe gegen-
über der Arbeitslosenkasse 
offenlegen. Die Gründe 
haben Auswirkungen auf 
die Leistungen der Arbeits-
losenkasse – eine selbst-
verschuldete Kündigung 
führt zu Kürzungen.  

Eine falsche oder ausblei-
bende Begründung hat 
keine direkten Sanktionen 
zur Folge. Sie kann sich 
aber auf die Kosten- und 
Entschädigungsfolgen im 
Prozess auswirken, sogar 
wenn die Kündigung nicht 
missbräuchlich war. � 

 
 
 

Übernachten am 
Arbeitsplatz bleibt 
steuerfrei 
 
Eine selbständig erwer-
bende Physiotherapeutin 
aus dem Kanton Aargau 
übernachtete zwei bis drei 
Mal pro Woche in den 
Räumen ihrer Praxis. Sie 
entfaltete zum Schlafen 
ein aufklappbares Bett, 
das sie tagsüber weg-
räumte. Die Steuer-
behörden ihres Wohnkan-
tons wollten ihr dafür ei-
nen Anteil für private Nut-
zung von 3600 Franken 
pro Jahr aufrechnen.  

Zu Unrecht, hat das Bun-
desgericht entschieden. 
Solange die Praxisräum-
lichkeiten während der 
normalen Öffnungszeiten 
vollständig für den Ge-
schäftszweck zur Verfü-
gung stünden, sei eine 
Aufrechnung für die nächt-
liche Privatnutzung nicht 
gerechtfertigt, urteilten die 
Richter.  

Die Physiotherapeutin 
kann also die ganzen 

Mietkosten für ihre Praxis 
als Aufwand von ihren 
Einnahmen abziehen, ohne 
Ausscheidung für Privat-
aufwand. (Quelle: BGE 

2C_374/2014 vom 30.7. 

2015). � 
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